
BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 20. November 1969 96. Stück

383. Verordnung: Änderung und Ergänzung der Luftverkehrsregeln 1967 (LVR-Novelle 1969)
384. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Festlegung von Flugbeschränkungs-

gebieten und von Gebieten, auf die sich die Flugsicherung nicht erstreckt

3 8 3 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen
vom 3. November 1969, mit der die Luft-
verkehrsregeln 1967 geändert und ergänzt

werden (LVR-Novelle 1969)
Auf Grund des Luftfahrtgesetzes, BGBl.

Nr. 253/1957, instesondere seiner §§ 3, 5 Abs. 1,
sowie seiner §§ 7, 124 und 131 wird — hinsicht-
lich des Art. I Z. 8 und 13 sowie der Anhänge E,
F und G im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Landesverteidigung und außerdem,
hinsichtlich der Bestimmungen des Anhanges F
über das Flugbeschränkungsgebiet Wien, im Ein-
vernehmen mit den Bundesministern für Inneres
und für soziale Verwaltung, hinsichtlich der Be-
stimmungen des Anhanges F über das Flug-
beschränkungsgebiet Neusiedler See, im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft — verordnet:

Artikel I

Die LVR 1967, BGBl. Nr. 56, in der Fassung
der LVR-Novelle 1968, BGBl. Nr. 42, werden
wie folgt geändert und ergänzt:

1. Die Überschrift des § 2 hat zu lautem
„ B e g r i f f s e r l ä u t e r u n g e n " .

2. Im § 2 Z. 28 haben die nach dem Strich-
punkt stehenden Worte zu entfallen; an Stelle
des Strichpunktes wird ein Punkt gesetzt.

3. Der § 2 Z. 60 hat zu lauten:
„60. v o r a u s s i c h t l i c h e r A n f l u g z e i t -

p u n k t :
der Zeitpunkt, zu dem nach der Annahme
der Flugverkehrskontrollstelle ein ankom-
mendes Luftfahrzeug — dessen Anflug eine
Verzögerung erfährt — den Haltepunkt ver-
lassen wird, um den Anflug zwecks Landung
zu vollenden."

4. Der § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Mindestflughöhen gemäß den Abs. 1
und 2 dürfen nur unterschritten werden, soweit
dies notwendig ist:

a) zum Zwecke des Abfluges und der Lan-
dung:

b) auf Flugplätzen im Sinne des § 58 des
Luftfahrtgesetzes auch zur Durchführung
von Landeanflügen ohne nachfolgende Lan-
dung und bei Schleppflügen zum Zwecke
der Aufnahme oder des Abwerfens von
Schleppgegenständen;

c) mit Hubschraubern auch zur Durchführung
von Landeanflügen ohne nachfolgende Lan-
dung und von Schwebeflügen, jedoch nur,
wenn die über die in Betracht kommenden
Grundstücke Verfügungsberechtigten mit
der Benützung einverstanden sind."

3. Der § 19 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Beim Anfliegen, Überfliegen oder Ab-

fliegen von Flugplätzen sind die mit Rücksicht
auf die Sicherheit der Luftfahrt und zur Ver-
minderung von Lärmbelästigungen gegebenen-
falls aufgetragenen Verfahren einzuhalten."

6. Der § 24 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Angaben über einen geplanten Flug (ge-

samten Flug oder Teil eines Fluges), die vor dem
Abflug an eine Meldestelle für Flugverkehrs-
dienste oder während des Fluges an eine Flug-
verkehrsdienststelle (§ 67) übermittelt werden,
müssen in Form eines Flugplanes abgefaßt sein."

7. Der § 26 Abs. 2 hat zu lautem

„(2) Bei Flugplänen, die während des Fluges
abgegeben werden, sind zu ersetzen:

1. die Angabe des Abflugplatzes (Abs. 1 lit. h)
durch die Angabe des Punktes der Flugstrecke,
ab dem zusätzliche, den Flug betreffende Infor-
mationen erhalten werden können, sofern dies
aufgetragen wird, und

2. die Angabe der Abflugzeit (Abs. 1 lit. i)
durch die Angabe des Zeitpunktes des Über-
fliegens des ersten Punktes der Flugstrecke, ab
dem der Flugplan gelten soll."

8. Dem § 36 Abs. 5 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Bei Flügen zu militärischen Zwecken — ins-
besondere auch bei Identifizierungsflügen — be-
darf die Notwendigkeit der Bevorzugung keiner
Begründung."
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9. Der § 43 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Nacht-Sichtflüge sind — außer im Flug-
platzverkehr nicht kontrollierter Flugplätze —
nur als kontrollierte Flüge und jedenfalls nur
dann zulässig, wenn die im § 41 Abs. 1 lit. a
und Abs. 3 umschriebenen Wetterbedingungen
sowie Erdsicht gegeben sind."

10. Im § 47 haben die Worte „und nur in
überwachten Lufträumen" im Abs. 1 sowie der
Abs. 2 zu entfallen; der bisherige Abs. 3 wird
als Abs. 2, der bisherige Abs. 4 als Abs. 3 be-
zeichnet.

11. Der § 56 Abs. 1 und 2 hat zu lautem

„(1) Segelflüge dürfen auch in einer größeren
als der im § 42 Abs. 2 bezeichneten Höhe durch-
geführt werden (Höhensegelflüge), jedoch nur

1. innerhalb des im Anhang E bezeichneten
Teiles des oberen Kontrollbezirkes;

2. sofern die von der Bezirkskontrollstelle
(§ 69) aufgetragenen Bedingungen, Befristungen
und Auflagen beachtet und

3. soweit die Bestimmungen der folgenden Ab-
sätze eingehalten werden.

(2) Der Bezirkskontrollstelle ist jeweils der
Beginn der Höhensegelflüge spätestens 30 Minu-
ten vor dem ersten Abflug und die Beendigung
der Höhensegelflüge unverzüglich nach der
letzten Landung von dem für den Segelflug-
betrieb auf einem der in Betracht kommenden
öffentlichen Flugplätze Verantwortlichen zu mel-
den."

12. Im § 58 Abs. 2 werden die lit. a bis g
durch die folgenden lit. t bis i ersetzt:

„a) Kennzeichen und vorherrschende Farbe(n)
des Freiballons,

b) Aufstiegsort,
c) voraussichtliche Aufstiegszeit,
d) voraussichtliche Flugrichtung, Geschwindig-

keit und größte Flughöhe,
e) beabsichtigte oder wahrscheinliche Grenz-

überquerungen (wenn möglich mit Angabe
des in Betracht kommenden Grenzab-
schnittes),

f) voraussichtliche Gesamtflugdauer big zur
Beendigung der Fahrt,

g) allfällige verfügbare Sprechfunkausrüstung
(einschließlich der Funksendefrequenzen),

h) Anzahl der Personen an Bord,
i) Name des Piloten."

13. Der § 64 hat zu lautem
„Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen des

§ 45 sind Nacht-Sichtflüge mit Militärluftfahr-
zeugen außerhalb überwachter Lufträume als
nicht kontrollierte Flüge zulässig."

14. Der § 68 Abs. 2 Z. 1 hat zu lauten
„1. innerhalb überwachter Lufträume für In-

strumentenflüge, Sonder-Sichtflüge und Nacht-
Sichtflüge, soweit die in Betracht kommende
Flugverkehrskontrollstelle (§ 69) mit Rücksicht
auf die Sicherheit der Flugdurchführung im Ein-
zelfall Instrumentenflüge und Nacht-Sichtflüge
außerhalb überwachter Lufträume zugelassen hat,
auch für diese Flüge sowie".

15. Im § 70 wird der bisherige Abs. 2 als
Abs. 1 und der bisherige Abs. 1 als Abs. 2 be-
zeichnet.

16. Im Anhang A Abschnitt B Unterab-
schnitt III haben in 2. 7 die Worte „für Piloten
auf den Manövrierflächen" zu entfallen.

17. Im Anhang A Abschnitt B Unterab-
schnitt IV haben die Abs. 1 und 2 wie folgt zu
lauten:

„(1) Die im Abs. 3 beschriebenen Einwink-
signale sind dazu bestimmt, von einem Einwin-
ker mit seinen Armen und Händen — wenn dies
zur leichteren Erkennbarkeit für den Piloten
notwendig ist, mit Einwinkgegenständen, wie
Signalkellen, Leuchtstäben oder Lampen — ge-
geben zu werden. Der Einwinker hat — mit dem
Gesicht zum Luftfahrzeug — so zu stehen, daß
er für den Piloten am besten sichtbar ist.

(2) Die im Abs. 3 Z. 16 bis 20 beschriebenen
Einwinksignale sind für Hubschrauber bestimmt.
Beim Einwinken landender Hubschrauber hat
sich der Einwinker mit dem Rücken gegen die
jeweilige Windrichtung zu stellen."

18. Im Anhang A Abschnitt B Unterab-
schnitt IV Abs. 3 werden die Z. 9 bis 19 als
Z. 10 bis 20, die Abbildungen 21 und 22 als
Abbildungen 22 und 23 und die Abbildungen 23
bis 34 als Abbildungen 25 bis 36 bezeichnet.

18. a) Die Z. 7 hat zu lautem
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19. Dem Anhang A Abschnitt B wird folgen-
der Unterabschnitt V angefügt:

„V. Pilotensignale für Einwinker

(1) Die im Abs. 2 beschriebenen Signale sind
dazu bestimmt, von einem in einem Luftfahr-
zeug befindlichen Piloten mit für den Einwinker
vollständig sichtbaren Händen — wenn dies zur
leichteren Erkennbarkeit für den Einwinker not-
wendig ist, mit Leuchtgegenständen — gegeben
zu werden.

(2) Die im folgenden angeführten Signale be-
deuten:

1. a) Bremsen angezogen!
(Ein Arm wird horizontal vor das Gesicht ge-

hoben, während die Finger der gehobenen Hand
ausgestreckt sind; in dem Augenblick, in dem
die Bremse angezogen wird, wird die Hand zur
Faust geballt)

1. b) Bremsen gelöst!
(Ein Arm wird horizontal vor das Gesicht ge-

hoben, während di« gehobene Hand zur Faust
geballt ist; in dem Augenblick, in dem die Bremse
gelöst wird, werden die Finger ausgestreckt)

2. a) Bremsklötze vorlegen!
(Die ausgestreckten Arme — mit den Hand-

flächen nach hinten — werden nach innen bewegt,
um die Hände vor dem Gesicht zu kreuzen)

2. b) Bremsklötze entfernen!
(Die vor dem Gesicht gekreuzten Hände

— mit den Handflächen nach hinten — werden
nach außen bewegt, bis die Arme ausgestreckt
sind)

3. Fertig zum Triebwerk(e) anlassen!
(Die Anzahl der erhobenen Finger einer Hand

zeigt die Nummer des anzulassenden Trieb-
werkes an; die Luftfahrzeugtriebwerke sind für
diesen Zweck von rechts nach links — von dem
vor dem Luftfahrzeug mit dem Gesicht zum
Luftfahrzeug stehenden Einwinker gesehen —
mit der Nr. 1 beginnend numeriert)".

20. Im Anschluß an Anhang D (Festlegung von
Flugplatzverkehrszonen) werden die Anhänge E
(Überwachte Lufträume), F (Flugbeschränkungs-
gebiete) sowie G (Übungs- und Erprobungs-
bereiche) angefügt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit dem 11. Dezember
1969 in Kraft.

Artikel III

Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
treten außer Kraft:

1. die Verordnung betreffend überwachte Luft-
räume, BGBl. Nr. 11/1966, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 57/1967, 338/1967 und
801968;

2. die Verordnung betreffend Flugbeschrän-
kungsgebiete, BGBl. Nr. 10/1966;

3. die Verordnung betreffend das Flugbeschrän-
kungsgebiet Wien, BGBl. Nr. 257/1964; und

4. die §§ 1 bis 5, der § 18 Abs. 1 und die §§ 20
bis 23 sowie die Anlagen A/1 bis B/19 der Ver-
ordnung betreffend zivile Segelflugzeug-Erpro-

bungsbereiche, BGBl. Nr. 106/1961.

Weiß
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Anhang E

ÜBERWACHTE LUFTRÄUME
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Anhang F

FLUGBESCHRÄNKUNGSGEBIETE

1. Räumliche Begrenzung der Flugbeschränkungs-
gebiete

(1) Unbeschadet sonstiger Rechtsvorschriften
über Luftraumbeschränkungsgebiete werden als
Flugbeschränkungsgebiete die im folgenden be-
zeichneten Lufträume festgelegt, die seitlich ge-
mäß Abs. 2 nach unten — soweit im Abs. 3
nichts anderes bestimmt wird — durch die Erd-
oberfläche und nach oben durch Horizontal-
ebenen in den nachstehend angegebenen Höhen
über dem mittleren Meeresspiegel begrenzt sind:

(2) Seitlich werden die im Abs. 1 bezeichneten
Flugbeschränkung5gebiete durch lotrechte Flächen
begrenzt, deren Schnittlinien mit der Erdober-
fläche wie folgt verlaufen!
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(3) Der Teilbereich C des Flugbeschränkungs-
gebietes Wien-Schwechat wird nach unten durch
eine Hortzontalebene in 450 m Höhe über dem
mittleren Meeresspiegel begrenzt.

2. Zeitliche Begrenzung von Flugbeschränkungen

Die in diesem Anhang festgelegten Flugbeschrän-
kungen gehen nicht

a) in den Flugbeschränkungsgebieten Felix-
dorf, Hochfilzen, Lizum, Seetaler-Alpen
und Tennengebirge jeweils an Samstagen,
Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen;

b) im Flugbeschränkungsgebiet Neusiedler-See
jeweils vom 1. August bis 30. September;

e) im Flugbeschränkungsgebiet Wien jeweils
von 06.00 Uhr bis 21.00 Uhr Ortszeit.

3. Flugbeschränkungen in den Flugbeschränkungs-
gebieten Bruck, Döllersheim, Felixdorf, Hoch-
filzen, Lizum, Seetaler-Alpen und Tennengebirge

(1) Der Durchflug durch die Flugbeschrän-
kungsgebiete Bruck, Döllersheim, Felixdorf,
Hochfilzen, Lizum, Seetaler-Alpen und Tennen-
gebirge ist nur zulässig

a) bei Einsatzflügen (§ 145 des Luftfahrt-
gesetzes) oder

b) mit Luftfahrzeugen, die zu militärischen
Zwecken eingesetzt sind oder

c) bei kontrollierten Flügen mit Freigabe der
in Betracht kommenden Flugverkehrs-
kontrollstelle (Abs. 2) oder

d) bei nichtkontrollierten Flügen snit Bewilli-
gung des Bundesministeriums für Landes-
verteidigung (Abs. 3).

(2) Freigaben gemäß Abs. 1 lit. c für den
Durchflug

a) durch das Flugbeschränkungsgebiet Felix-
dorf in Flughöhen unter 1500 m über dem
mittleren Meeresspiegel oder

b) durch die übrigen im Abs. 1 genannten
Flugbeschränkungsgebiete in jeder Flughöhe

dürfen nur erteilt werden, wenn in dem betref-
fenden Luftraum in der Zeit des freigegebenen
Durchfluges kein« militärischen Schießübungen

stattfinden und im übrigen jedenfalls nur dann,
wenn keine militärischen Interessen entgegen-
stehen.

(3) Wenn es der Zweck des Fluges zwingend
erfordert (zum Beispiel bei Wildversorgungs-
flügen, Schädlingsbekämpfungsflügen, Funkver-
messungsflügen, Vermessungsflügen gemäß § 130
Abs. 2 des Luftfahrtgesetzes, Flügen zum Zweck«
der Straßenverkehrsregelung) und entgegen-
stehende öffentliche Interessen — insbesondere
militärische Interessen — das öffentliche Interesse
an der Flugdurchführung nicht überwiegen, hat
das Bundesministerium für Landesverteidigung
auf Antrag Bewilligungen zum Durchflug (Abs. 1
lit. d) zu erteilen. Anträge auf Erteilung von
Durchflugsbewilligungen sind im Wege der ört-
lich zuständigen Militärkommanden (Verordnung
über die Einrichtung von Militärkommanden und
deren Außenstellen, BGBl. Nr. 201/1968, in der
jeweils geltenden Fassung) einzuholen. Die Be-
willigungen sind insoweit befristet, bedingt oder
mit Auflagen zu erteilen, als dies mit Rücksicht
auf die abzuwägenden öffentlichen Interessen er-
forderlich ist.

4. Flugbeschränkungen . Im Flugbeschränkungs-
gebiet Neusiedler-See

(1) Der Durchflug durch das Flugbeschrän-
kungsgebiet Neusiedler-See ist nur zulässig

a) bei Einsatzflügen (§ 145 des Luftfahrt-
gesetzes) oder

b) mit Luftfahrzeugen, die zu militärischen
Zwecken eingesetzt sind oder

c) mit Bewilligung des Bundesamtes für Zivil-
luftfahrt (Abs. 2).

(2) Für Bewilligungen gemäß Abs. 1 lit. c
gelten die Bestimmungen des Punktes 3 Abs. 3
dieses Anhanges mit der Maßgabe sinngemäß,
daß die Bewilligungen vom Bundesamt für Zivil-
luftfahrt — insbesondere etwa unter Berück-
sichtigung entgegenstehender Interessen der
Sicherheit der Luftfahrt oder entgegenstehender
Wildschutzinteressen — zu erteilen sind. An-
träge auf Erteilung von Durchflugsbewilligungen
sind unmittelbar beim Bundesamt für Zivilluft-
fahrt einzubringen.
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5. Flugbeschränkungen in den Flugbeschränkungs-
gebieten Wien und Wien-Schwechat

(1) Der Durchflug durch das Flugbeschrän-
kungsgebiet Wien ist nur zulässig

a) bei Einsatzflügen (§ 145 des Luftfahrt-
gesetzes) oder

b) mit Luftfahrzeugen im Einsatz gemäß § 2
Abs. 1 lit. c des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955, in der jeweils geltenden Fas-
sung, oder

c) mit Luftfahrzeugen, die den Flughafen
Wien-Schwechat nach den Instrumenten-
flugregeln anfliegen, um in der Richtung
nach Osten zu landen oder

d) wenn die Flugverkehrskontrollstelle (§ 69)
aus Gründen der Sicherheit der Luftfahrt
im Einzelfall den Flug gestattet.

(2) Wenn es die Wetterlage und die Verkehrs-
lage zulassen, ist auf dem Flughafen Wien-
Schwechat in der Richtung nach Westen zu lan-
den.

(3) Der Durchflug durch das Flugbeschrän-
kungsgebiet Wien-Schwechat, Teilbereiche A, B
und C nach den Sichtflugregeln ist nur zulässig,
wenn zwischen dem Luftfahrzeug und der Flug-
platzkontrollstelle Wien eine Sprechfunkver-
bindung bestehe und von der Flugplatzkontroll-
stelle Wien eine Freigabe (Abs. 4) erteilt wurde.

(4) Freigaben gemäß Abs. 3 dürfen nur er-
teilt werden, wenn auf Grund der Verkehrslags
keine sicherheitsgefährdende Annäherung aa
Luftfahrzeuge zu erwarten ist, die nach den
Instrumentenflugregeln fliegen.

(5) Das Flugbeschränkungsgebiet Wien-Schwe-
chat darf bei Sichtflügen — sofern in der Frei-
gabe unter Bedachtnahme auf die Grundsätze des
Abs. 4 nichts anderes aufgetragen wurde — nur
auf dem jeweils kürzesten Weg und sein Teil-
bereich A überdies nur unter Verwendung der
gemäß der Tabelle des Anhanges C dieser Ver-
ordnung dem jeweiligen mißweisenden Kurs ent-
sprechenden Flugfläche durchflogen werden.

(6) Im Teilbereich A des Flugbeschränkungs-
gebietes Wien-Schwechat sind Luftfahrzeuge, die
den Flughafen Wien-Schwechat nach den Instru-
mentenflugregeln anfliegen und sich bereits in der
Anflugrichtung zum Flugplatz befinden, in einem
möglichst gleichmäßigen Sinkflug über der Ver-
bindungslinie zwischen dem Funkfeuer Steinhof
und der Piste des Flughafens Wien-Schwechat zu
führen, soweit keine anderslautende Freigabe er-
teilt wurde oder zur Gewährleistung eines siche-
ren Betriebes des Luftfahrzeuges etwas anderes
erforderlich ist.

6. Koordinatensystem

Die In diesem Anhang angeführten Koordina-
ten beziehen sich auf die nördliche Breite (Nord)
und auf die östliche Länge von Greenwich (Ost),
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Anhang G
ÜBUNGS- UND ERPROBUNGSBEREICHE

1. Übungs- und Erprobungsflüge

(1) Übungsflüge im Sinne dieses Anhanges sind
Flüge, bei denen Zivilluftfahrzeuge ohne einen
befugten Zivilfluglehrer am Doppelsteuer von
Personen im Fluge geführt werden, die nicht
Inhaber der nach den Zivilluftfahrt-Personalvor-
schriften für diese Tätigkeit vorgesehenen gülti-
gen Zivilluftfahrerscheine oder Berechtigungen
sind.

(2) Erprobungsflüge im Sinne dieses Anhanges
sind Flüge, bei denen Zivilluftfahrzeuge zur Fest-
stellung ihres Betriebsverhaltens oder des Be-
triebsverhaltens von eingebauten Geräten und
Anlagen bei verschiedenen Flugzuständen im
Fluge verwendet werden, die für die Verwen-
dungsarten, bei denen sie erprobt werden, nicht
zugelassen sind.

(3) Übungsflüge und Erprobungsflüge sind nur
Innerhalb von Übungs- und Erprobungsbereichen
(Punkt 2) zulässig. Die Flugbesatzung muß zur
Durchführung der Flüge befugt sein.

2. Übungs- und Erprobungsbereiche

(1) Als Übungs- und Erprobungsbereiche wer-
den die gemäß Abs. 3 umgrenzten Lufträume um
alle Zivilflugplätze für die Dauer der bestehen-
den Betriebsaufnahmebewilligung und für jene
Arten von Zivilluftfahrzeugen festgelegt, für
welche die Zivilflugplätze jeweils zugelassen sind.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß für Militärflugplätze für die Dauer und
den Umfang einer bestehenden Bewilligung ge-
mäß § 62 Abs. 1 lit. a des Luftfahrtgesetzes zur
Mitbenützung mit Zivilluftfahrzeugen.

(3) Die Übungs- und Erprobungsbereiche wer-
den nach unten durch die Erdoberfläche, nach
oben durch Horizontalebenen in 6100 m Höhe
über dem mittleren Meeresspiegel und seitlich
durch lotrechte Zylindermantelflächen begrenzt;

a) bei Flugplätzen, für die eine Flugplatz-
verkehrszone festgelegt ist, entspricht der
Radius des Zylinders dem Radius dieser
Flugplatzverkehrszone;

b) bei anderen Flugplätzen betragen die
Radien des Zylinders — bezogen auf den
jeweiligen Flugplatzbezugspunkt — 5 km.

3. Durchführung von Übungs- und Erprobungs-
fügen

(1) Übungs- und Erprobungsflüge innerhalb
überwachter Lufträume sind nur zulässig, wenn
die in Betracht kommende Flugverkehrskontroll-
stelle (§ 69) zugestimmt hat. Diese Zustimmung
ist zu erteilen, wenn die Sicherheit von kontrol-
lierten Flügen und von Luftfahrzeugen im Flug-
platzverkehr nicht gefährdet wird. Sie ist insoweit
befristet, bedingt und mit Auflagen zu erteilen,

als dies mit Rücksicht auf die Sicherheit der Luft-
fahrt erforderlich ist.

(2) Bei Übungs- und Erprobungsflügen dürfen
dicht besiedelte Gebiete oder Menschenansamm-
lungen im Freien nur insoweit überflogen wer-
den, als dies zum Zwecke des Abfluges oder der
Landung aus flugbetrieblichen Gründen unbe-
dingt erforderlich ist.

(3) Werden in einem Übungs- und Erpro-
bungsbereich mehrere Übungsflüge, mehrere Er-
probungsflüge oder mehrere Übungs- und Er-
probungsflüge gleichzeitig durchgeführt, so ist
durch Vereinbarung aller beteiligten Piloten und
— bei Übungsflügen — der beaufsichtigenden
Fluglehrer für eine sichere Durchführung aller
Flüge vorzusorgen.

(4) Fluggäste dürfen bei Übungs- und Erpro-
bungsflügen nicht, mitgenommen werden.

(5) Die Durchführung von Übungs- und Er-
probungsflügen in einem geringeren Abstand als
einem Kilometer von der Bundesgrenze ist un-
zulässig.

4. Meldungen über Erprobungsflüge

(1) Soweit für einen Erprobungsflug kein Flug-
plan abgegeben wurde hat der Pilot den im
Abs. 3 bezeichneten Stellen unverzüglich auf dem
kürzesten Wege zu melden:

1. vor Beginn jedes Erprobungsfluges
a) die beabsichtigte Flughöhe und gegebenen-

falls den Teilbereich, in dem er den Er-
probungsflug durchzuführen beabsichtigt,
sowie

b) allfällige weitere Angaben, die von der die
Meldung entgegennehmenden Stelle im
Interesse der Sicherheit der Luftfahrt ver-
langt werden;

2. die Beendigung jedes Erprobungsfluges.
(2) Führt ein Pilot am selben Tag mehrere

Erprobungsflüge durch, so können die gemäß
Abs. 3 in Betracht kommenden Stellen zulassen,
daß die gemäß Abs. 1 erforderliche Meldung nur
vor Beginn des ersten und nach Beendigung des
letzten Erprobungsfluges dieses Tages abgegeben
werden, sofern hiedurch die Sicherheit der Luft-
fahrt nicht gefährdet erscheint.

(3) Die Meldungen gemäß Abs. 1 und 2 sind
zu erstatten:

a) an die Meldestelle für Flugverkehrsdienste
des Abflugplatzes oder — wenn sich am
Flugplatz keine solche Meldestelle im
Dienst befindet — an den für den Flug-
betrieb am Abflugplatz Verantwortlichen,
und

b) bei Erprobungsflügen innerhalb überwach-
ter Lufträume, gegebenenfalls außerdem an
die in Betracht kommende Flugverkehrs-
kontrollstelle (§ 69).



2242 96. Stück — Ausgegeben am 20. November 1969 — Nr. 384

3 8 4 . Verordnung des Bundesministers für Landesverteidigung vom 4. November 1969,
mit der die Verordnung betreffend die Festlegung von Flugbeschränkungsgebieten und von

Gebieten, auf die sich die Flugsicherung nicht erstreckt, geändert wird

Auf Grund der §§ 5 Abs. 3 und 121 des Luftfahrtgesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen verordnen

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Landesverteidigung vom 31. Jänner 1966, BGBl.
Nr. 13, betreffend die Festlegung von Flugbeschränkungsgebieten und von Gebieten, auf die sich
die Flugsicherung nicht erstreckt, wird wie folgt geändert:

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 11. Dezember 1969 in Kraft.

Prader



A
n

lag
e M

 4

Flugbeschränkungsgebiet und

M
aßstab

 
1 : 200.000


